STADT EBERSWALDE DB/Vorlage Nr. BV/0703/201 8
Der Birgermeister

EBERSWALDE Datum: 18.05.2018

zur Behandlung in Sitzung:
- offentlich -

Einreicher/zustandige Dienststelle:

60 - Amt fir Hochbau und
Gebaudewirtschaft

Betrifft: Modernisierung der Verwaltungsstandorte Stadtmitte - Rathauspassage,
Wechsel des Planungsbiiros

Beratungsfolge:

‘ Hauptausschuss 21.06.2018 Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Der Hauptausschuss stimmt der Ubernahme der weiteren Objektplanungsleistungen durch
die ibe Ingenieurburo fur Bauplanung Eberswalde GmbH zu.

Boginski
Burgermeister

Anlagen

Dreiseitige Vereinbarung vom 18.05.2018
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Fin. Auswirkungen: Ja:[ ] Nein: [

Haus- Ertrag / Aufwand Produkt- Sachkonto Planansatz gesamt | Aktueller
haltsjahr | bzw. Einzahlung/ | gruppe (in €) Ertrag bzw.
Auszahlung Aufwand
(in €)
a) Ergebnishaushalt:
b) Finanzhaushalt: (fir Investitionen Mallnahmenummer: )
Wirtschaftlichkeitsberechnung liegt als Anlage bei: Ja: ]

nicht erforderlich: [X]

Erlauterung: Der bereits geschlossene Vertrag wird zu gleichen Konditionen weitergefiihrt.

Abstimmung mit der Behindertenbeauftragten erforderlich: Ja: [] Nein: [X

Abstimmung erfolgte: Ja: [[] Nein: []

Mitzeichnung Amtsleiter/in: Mitzeichnung Kdmmerer/in: | Mitzeichnung Dezernent/in:

Sachverhaltsdarstellung:

Die GAP Gesellschaft flr Architektur und Projektmanagement GmbH ist mit den
Objektplanungsleistungen fir das Teilobjekt Rathauspassage beauftragt.

Im Januar hat GAP einen Insolvenzantrag gestellt und das Amtsgericht Frankfurt (Oder) hat
zunachst ein vorlaufiges Insolvenzverfahren angeordnet. Am 1. April wurde Uber das
Vermodgen der GAP das Insolvenzverfahren erdffnet. Den Geschéftsbetrieb hat GAP am 31.

Marz 2018 eingestellt. Dadurch sind erhebliche Verzdégerungen im Projektablauf eingetreten.

Der Insolvenzverwalter hat vorgeschlagen, dass die ibe Ingenieurbiro fir Bauplanung
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Eberswalde GmbH anstelle der GAP die weiteren Planungsleistungen tbernimmt und hierfur
den Abschluss einer entsprechenden dreiseitigen Vereinbarung zwischen Stadt, ibe und
GAP vorbereitet. Diese ist als Anlage beigefugt.

Die dreiseitige Vereinbarung ist unterzeichnet, aber bis zur Genehmigung durch den
Hauptausschuss schwebend unwirksam.

Um weitere Verzogerungen zu vermeiden, hat ibe zwischenzeitlich auf Bitte der Stadt die
Arbeit an den weiterfuhrenden Planungen aufgenommen.

Der Wechsel des Planungsburos ist hier gemal § 132 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 Buchstabe
b) des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen (GWB) im Ausnahmefall ohne
Durchfuhrung eines neuen Vergabeverfahrens zuldssig, da der neue Auftragnehmer (IBE),
der die urspriinglich festgelegten Anforderungen an die Eignung ebenfalls erfiillt hatte, den
bisherigen Auftragnehmer (GAP) konkret aus Anlass von dessen Insolvenz ersetzt und alle
Ubrigen Bedingungen des urspriinglichen Auftrags unverandert bestehen bleiben.
Vergaberechtliche Bedenken gegen den Wechsel des Planungsburos bestehen demnach
nicht.

- Seite 3 von 3 -



	Datum
	Zuständig
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Anlage
	FAuswirkung
	Kontrollkästchen1
	Sachverhalt

